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Vorwort zur 4. Auflage

Standen bei der dritten Auflage dieses Buches die Kommunen erst am Beginn
der Einführung der Doppik, so ist das neue Rechnungswesen inzwischen in vielen
Teilen Deutschlands gelebte Realität. In der Mehrzahl der Länder liegen die
endgültigen Regelungen für ein doppisches Haushaltsrecht vor, in zwei Ländern
– Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz – ist die Doppik seit dem 1. 1. 2009
flächendeckend verbindlich, in anderen Bundesländern haben viele Kommunen
ihre Haushalte bereits umgestellt. Im Gegensatz zum kameralistischen Haushalts-
recht sind allerdings die Divergenzen zwischen den rechtlichen Regelungen der
einzelnen Länder nicht unerheblich, so dass es ein für alle Kommunen weitgehend
identisches System auf absehbare Zeit nicht mehr geben wird. Erschwerend kommt
hinzu, dass einige Länder auch weiterhin die Anwendung der herkömmlichen
(Bayern, Thüringen) oder einer erweiterten (Hessen, Schleswig-Holstein) Kame-
ralistik zulassen. Gleichwohl konzentriert sich die Darstellung in dieser Neuauf-
lage ausschließlich auf das doppische Rechnungswesen, das auch in den Ländern
mit Wahlrechten dominieren dürfte; zum besseren Verständnis für den Übergang
werden allerdings Bezüge zu Regelungen aus der Kameralistik soweit zweckmäßig
hervorgehoben. Eine Betrachtung aller Unterschiede zwischen den Ländern ist in
einem so kurzen Leitfaden unmöglich; die Darstellung beschränkt sich auf die ge-
meinsamen Grundzüge des neuen Haushaltsrechts in den Ländern, auf gravie-
rende Abweichungen, wie die Ausgleichsrücklage in Nordrhein-Westfalen und im
Saarland, wird allerdings gesondert verwiesen.

Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise hat auch die kommunale Finanzwirt-
schaft nicht unberührt gelassen. Das gilt zum einen für die Entwicklung des Steu-
eraufkommens und die Aufwendungen für soziale Leistungen. Beide Effekte ha-
ben den Konsolidierungsdruck erheblich verschärft. Dabei stellen sich
herkömmliche Konsolidierungsstrategien im Licht des doppischen Rechnungswe-
sens durchaus anders dar als bisher. Zum anderen aber verlangt die Finanz- und
Wirtschaftskrise auch aktives Handeln des Staates – so ist mit den Konjunkturpro-
grammen des Bundes erstmals seit langem auch die direkte Einbeziehung der
Kommunen in eine staatliche Politik zur Wahrung des gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts erfolgt. Auf diese Aspekte ist ebenso einzugehen wie auf die
„Schuldenbremse“, die Bund und Länder im Rahmen der Föderalismusreform II
vereinbart haben. Sie berührt zwar die Kommunen nicht unmittelbar, doch der
notwendige Konsolidierungskurs der Länder kann negative Folgen für die Kom-
munen nach sich ziehen.

Neben diesen sehr grundlegenden Entwicklungen galt es auch bei dieser Auflage
wieder, die vielfältigen Rechtsänderungen, aber auch neuere Diskussionen aufzu-
greifen. So sind die Unternehmensteuerreform und die endgültige Festlegung
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eines Verteilungsschlüssels für die Umsatzsteuer ebenso zu berücksichtigen gewe-
sen wie verschärfte Anforderungen an die Führung öffentlicher Unternehmen
oder an die Anlage liquider Mittel. Ausführlicher dargestellt werden öffentlich-
private Partnerschaften im Zusammenhang mit kreditähnlichen Rechtsgeschäften
sowie das Konzept des Bürgerhaushalts als Beitrag zu einer verstärkten Partizipa-
tion der Öffentlichkeit. Insgesamt sind vermehrt auch finanzpolitische Aspekte
einbezogen worden. Schließlich wird die Begrifflichkeit insoweit präzisiert als
durchweg von Kommunen gesprochen wird; lediglich notwendige Differenzierun-
gen zwischen Kreisen sowie kreisangehörigen Städten und Gemeinden werden ge-
sondert hervorgehoben; der Einfachheit halber wird die kommunale Vertretungs-
körperschaft aber weiterhin als Rat, der/die Hauptverwaltungsbeamte/-beamtin als
Bürgermeister bezeichnet.

Wie in der Vergangenheit verdankt der Verfasser viele Anregungen und Hin-
weise Gesprächen und Diskussionen, u.a. im Arbeitskreis „Public&Nonprofit Ma-
nagement“ der Schmalenbach-Gesellschaft, in Arbeitsgruppen und Veranstaltun-
gen der Kommunalen Gemeinschaftstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt),
im gemeinsamen Doppik-Projekt der KGSt und der Bertelsmann-Stiftung und wie-
derum vielen Seminaren für Ratsmitglieder und Verwaltungen. Der Arbeitsge-
meinschaft der Kämmereileiter im Städtetag Rheinland-Pfalz, namentlich ihren
Vorsitzenden Stefan Garçon und Iris Brandt, ist für zahlreiche praktische Anre-
gungen und Hinweise zu danken.

Für alle Fehler und Ungenauigkeiten bleibt der Verfasser selbstverständlich
allein verantwortlich.

Mainz, im Sommer 2009 Gunnar Schwarting
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Vorwort zur 1. Auflage

Das Verständnis finanzwirtschaftlicher Zusammenhänge ist für die Arbeit in der
kommunalen Verwaltung ebenso wie für die Tätigkeit im Rat und seinen Gremien
von höchster Bedeutung. Die Materie ist jedoch, nicht zuletzt auf Grund der Be-
sonderheiten des kameralen Rechnungswesens, aber auch einer eigenen Begriff-
lichkeit schwer zugänglich. Das vorliegende Buch versucht, Basiswissen zur kom-
munalen Finanzwirtschaft zu vermitteln; dabei kann es lediglich darum gehen, die
wichtigsten Fragestellungen zu erläutern. Eine gewisse Vereinfachung ist zudem
insoweit erforderlich, als nicht alle – trotz weitgehender Einheitlichkeit im Einzel-
fall doch abweichenden – Landesregelungen aufgenommen werden konnten. Zum
leichteren Verständnis ist die Darstellung auf die Beschreibung der gemeindlichen
Haushaltswirtschaft konzentriert; für die Landkreise gibt es indes keine grund-
legenden Abweichungen. Soweit sachlich erforderlich finden besondere Gegeben-
heiten auf der Ebene der Landkreise jedoch Erwähnung.

Bewußt wurde die Betrachtung nicht auf das Haushaltsrecht beschränkt, denn
für die Finanzpolitik in einer Kommune sind Fragen des Finanzausgleichs oder der
Gebührenbemessung mindestens ebenso bedeutsam. Darüber hinaus wurden auch
Themen aufgenommen, die wie die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen
oder das Neue Steuerungsmodell, oft gesondert abgehandelt werden. Aufbau und
Darstellung sollen das Nachschlagen erleichtern; deshalb ist das Stichwortver-
zeichnis sehr ausführlich gehalten und der Text durch Zwischenüberschriften er-
gänzt. Zahlreiche Schaubilder sollen das Verständnis komplexerer Zusammen-
hänge erleichtern.

In Kapitel 1 werden zunächst die wichtigsten Strukturen des kommunalen Haus-
halts dargestellt; ergänzt wird dies durch eine kurze Erläuterung des Bereichs der
kommunalen Wirtschaft. In Kapitel 2 steht die für die Kommunalpolitik so wich-
tige Klassifizierung von freiwilligen und Pflichtaufgaben im Vordergrund. Kapitel 3
ist einer Darstellung der wichtigsten kommunalen Einnahmen gewidmet; in dem
Zusammenhang werden auch offene Fragen und mögliche Entwicklungen der Zu-
kunft angesprochen. Kapitel 4 befasst sich mit den Grundzügen des Haushalts-
rechts; ein Schwergewicht liegt auf der Behandlung des Problemkomplexes „Haus-
haltsausgleich“. Kapitel 5 schließlich bietet einen – sehr – knappen Überblick über
das Neue Steuerungsmodell, das mehr oder weniger ausgeprägt in vielen Kommu-
nen angewandt oder diskutiert wird. Soweit zweckmässig sind auch in den übrigen
Text Hinweise auf das Neue Steuerungsmodell – kursiv abgehoben – eingefügt.

Die Ausführungen basieren nicht nur auf den Erfahrungen langjähriger Tätig-
keit in der kommunalen Finanzwirtschaft; sie sind auch ganz wesentlich geprägt
durch zahlreiche Fortbildungsveranstaltungen, die der Verfasser gerade für Kom-
munalpolitiker durchgeführt hat. Nicht zuletzt daraus resultieren die gewählten
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Schwerpunktsetzungen. Selbstverständlich bleibt der Autor für alle Fehler allein
verantwortlich.

Mainz, im Juni 1999 Gunnar Schwarting
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